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Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

auch mit unserer April-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und  

Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 1.3.2022). 

 

 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

Ausstellung digitaler Corona-
Impfzertifikate durch Ärzte 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) sieht die Ausstellung 

digitaler Corona-Impfzertifikate durch Ärzte nicht als gewerb-

liche Tätigkeit, sondern als freiberufliche Tätigkeit an. Bei 

ärztlichen Gemeinschaftspraxen kommt es daher durch die 

Ausstellung digitaler Corona-Impfzertifikate nicht zu einer 

sog. Infektion der ansonsten freiberuflichen Tätigkeit; die 

Gemeinschaftspraxis wird also nicht gewerbesteuerpflichtig. 

Hintergrund: Erzielt eine freiberuflich tätige Personengesell-

schaft auch gewerbliche Einkünfte, kann es bei Überschrei-

tung einer Bagatellgrenze zu einer sog. Infektion der freibe-

ruflichen Einkünfte kommen, so dass die gesamten Ein-

künfte als gewerblich angesehen werden. Dies führt dann 

zur Gewerbesteuerpflicht. Derartige Risiken bestehen z.B. 

bei einer zahnärztlichen Gemeinschaftspraxis, die Zahnpfle-

gemittel verkauft, oder bei einer Musikband, die Merchandi-

sing-Artikel wie etwa T-Shirts oder Tassen verkauft. 

Wesentliche Aussage des BMF: Das BMF nimmt in einem 

Fragen-Antwort-Katalog zu Einzelfragen bezüglich der steu-

erlichen Folgen der Corona-Krise Stellung, u.a. auch zur 

Ausstellung digitaler Impfzertifikate durch ärztliche Gemein-

schaftspraxen: 



DIE MANDANTEN I INFORMATION 

 ◼ ◼ Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater ◼ ◼  Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater ◼ ◼  

◼ Die Ausstellung eines digitalen Impfzertifikats durch einen 

Arzt stellt keine gewerbliche Tätigkeit dar. Vielmehr han-

delt es sich um eine freiberufliche Tätigkeit, da sie eng mit 

der Impfung, einer originären ärztlichen Tätigkeit, verbun-

den ist. 

◼ Dies gilt auch dann, wenn die Impfung nicht vom Arzt selbst 

ausgeführt worden ist, sondern von einem anderen Arzt  

oder einem Impfzentrum. 

Hinweise: Würde die Ausstellung digitaler Impfzertifikate zu 

gewerblichen Einkünften führen, müssten ärztliche Gemein-

schaftspraxen diese Tätigkeit durch eine gesonderte Gesell-

schaft ausführen, um eine sog. Infektion ihrer freiberuflichen 

Einkünfte zu vermeiden. Es wäre dann nur der Gewinn, der 

von der gesonderten Gesellschaft durch Ausstellung der 

Impfzertifikate erzielt worden ist, gewerbesteuerpflichtig. 

Bei freiberuflich tätigen Einzelunternehmern gibt es nach 

dem Gesetz keine Infektion ihrer freiberuflichen Einkünfte, 

wenn sie zusätzlich auch gewerbliche Einkünfte erzielen und 

die freiberufliche Tätigkeit von der gewerblichen Tätigkeit 

trennen. 

Zu erwähnen ist noch eine Verfügung der Oberfinanzdirek-

tion Frankfurt a.M., nach der auch die Durchführung von 

Corona-Tests durch Ärzte nicht zu gewerblichen Einkünften 

führt, auch wenn sich der Arzt der Mithilfe von Arzthelfern 

bedient, sofern der Arzt leitend und eigenverantwortlich tätig 

ist. Damit droht auch insoweit keine „Infektion“ der freiberuf-

lichen Einkünfte. 

Erbschaftsteuerliche Erleichterung 
aufgrund der Corona-Pandemie 

Die obersten Finanzbehörden der Bundesländer gewähren 

aufgrund der Corona-Pandemie Unternehmern, die Be-

triebsvermögen ganz oder teilweise erbschaftsteuerfrei ge-

erbt oder im Wege der Schenkung erhalten haben, eine erb-

schaftsteuerliche Erleichterung. Soweit der Unternehmer für 

die Erbschaftsteuerfreiheit die sog. Mindestlohnsumme ein-

halten muss und ihm dies aufgrund der Corona-Krise nicht 

möglich war, führt dies nicht zum teilweisen oder vollständi-

gen Wegfall der Erbschaftsteuerfreiheit. 

Hintergrund: Betriebsvermögen kann nach aktuellem Recht 

weitgehend erbschaftsteuerfrei vererbt oder verschenkt wer-

den. Voraussetzung ist u.a., dass der Erbe bzw. Beschenkte 

das Unternehmen fünf Jahre lang fortführt und in den nächs-

ten fünf Jahren die bisherige Lohnsumme durchschnittlich zu 

80 % jährlich (d.h. zu 400 % in fünf Jahren) aufwendet; die-

sen Betrag bezeichnet man als Mindestlohnsumme. Wird die 

Mindestlohnsumme nicht erreicht, fällt die Steuerbefreiung 

im Umfang des Unterschreitens der Mindestlohnsumme an-

teilig weg. 

Schreiben der obersten Finanzbehörden der Länder: Die 

obersten Finanzbehörden der Länder sehen den Wegfall der 

Steuerbefreiung als unbillig an, wenn das Unterschreiten der 

Mindestlohnsumme coronabedingt ist. 

Im Einzelnen gelten folgende Voraussetzungen für die Un-

billigkeit: 

Die Unterschreitung der Mindestlohnsumme ist ausschließ-

lich auf die Corona-Krise zurückzuführen. Hierzu müssen 

die drei folgenden Voraussetzungen vorliegen: 

◼ Im Zeitraum 1.3.2020 bis 30.6.2022 wurde die rechnerisch 

erforderliche durchschnittliche Lohnsumme zur Einhaltung 

der Mindestlohnsumme unterschritten. 

◼ Im Zeitraum 1.3.2020 bis 30.6.2022 wurde Kurzarbeiter-

geld an den Betrieb gezahlt. 

Hinweis: Auch ohne Zahlung von Kurzarbeitergeld kann im 

Einzelfall gleichwohl eine Unbilligkeit des Wegfalls der 

Steuerbefreiung angenommen werden. Dies ist etwa der 

Fall, wenn bereits vor der Zahlung von Kurzarbeitergeld 

einzelne Arbeitsverträge beendet wurden, z. B. in der Gast-

ronomie. 

◼ Der Betrieb gehört zu einer Branche, die von einer verord-

neten Schließung aufgrund der Corona-Krise betroffen 

war. 

Hinweis: Auch mittelbare Schließungen können im Einzel-

fall für eine Unbilligkeit sprechen. Dies ist z. B. der Fall, 

wenn es sich bei dem Betrieb um eine Textilreinigung für 

Hotelwäsche, ein Beförderungsunternehmen oder um eine 

Brauerei handelt. 

Andere Gründe für die Unterschreitung der Mindestlohn-

summe dürfen nicht vorliegen. Betriebsbedingte Kündigun-

gen wären also außerhalb der o. g. Ausnahme grundsätzlich 

schädlich. 

Hinweise: Sind die o. g. Voraussetzungen erfüllt, kommt 

eine sog. Billigkeitsfestsetzung oder ein Erlass der Erb-

schaftsteuer in Betracht. Ist die für den Erhalt der Mindest-

lohnsumme erforderliche durchschnittliche Lohnsumme je-

doch schon vor dem Beginn der Corona-Krise unterschritten 

worden, rechtfertigt dies weder eine Billigkeitsfestsetzung 

noch einen Erlass. 

Soweit die Vererbung oder Schenkung des Betriebsvermö-

gens steuerpflichtig war, kann die Erbschaftsteuer nach dem 

Gesetz gestundet werden. Diese Stundung endet zwar, 

wenn die Mindestlohnsumme nicht erreicht wird; auch inso-

weit kommt nach dem aktuellen Schreiben der obersten Fi-

nanzbehörden eine Weitergewährung der Stundung in Be-

tracht, wenn die Unterschreitung der Mindestlohnsumme 

coronabedingt war. 

Abschreibung auf Computerhardware 
und Software 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sein Schreiben aus 

dem Jahr 2021 zur Nutzungsdauer von Computerhardware 

und Software aktualisiert. Das BMF hält im Grundsatz daran 

fest, dass die Nutzungsdauer für Soft- und Hardware nur ein 

Jahr beträgt. Es stellt aber u.a. klar, dass der Steuerpflichtige 

von der Annahme einer einjährigen Nutzungsdauer auch ab-

weichen kann. 

Hintergrund: Computerhard- und Software sind wie alle an-

deren abnutzbaren Wirtschaftsgüter grundsätzlich über die 

Nutzungsdauer abzuschreiben. Das BMF hat im letzten Jahr 

ein Schreiben veröffentlicht, nach dem grundsätzlich eine 

einjährige Nutzungsdauer für Hard- und Software zugrunde 

gelegt werden kann (s. Mandanten-Information April 2021). 

Wesentlicher Inhalt des aktuellen BMF-Schreibens:  

◼ Das BMF hält zwar am grundsätzlichen Ansatz einer ein-

jährigen Nutzungsdauer fest. Es stellt aber fest, dass die 
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darauf beruhende Abschreibung weder eine besondere 

Form der Abschreibung noch eine neue Abschreibungsme-

thode ist und dass es sich auch nicht um eine Sofortab-

schreibung wie bei geringwertigen Wirtschaftsgütern han-

delt.  

Hinweis: Aus dem Hinweis, dass es sich nicht um eine So-

fortabschreibung handelt, folgt, dass die Soft- und Hard-

ware kein geringwertiges Wirtschaftsgut ist und auch nicht 

als solche bilanziert werden darf, wenn die Soft- und Hard-

ware die Betragsgrenze von 800 € für geringwertige Wirt-

schaftsgüter überschreitet.  

◼ Der Steuerpflichtige kann von der Annahme einer einjähri-

gen Nutzungsdauer abweichen; es soll sich dabei aller-

dings nicht um ein Wahlrecht handeln. 

◼ Der Steuerpflichtige kann auch andere Abschreibungsme-

thoden anwenden. 

Hinweis: Denkbar ist etwa die degressive Abschreibung für 

Hardware, die auch im Jahr 2022 nach einem weiteren Ge-

setzentwurf möglich sein soll.  

◼ Die Soft- und Hardware ist in das Bestandsverzeichnis für 

das Anlagevermögen aufzunehmen.  

◼ Die Abschreibung beginnt zwar erst mit der Anschaffung 

bzw. Herstellung der Soft- und Hardware. Das BMF bean-

standet es aber nicht, wenn die Abschreibung auf der 

Grundlage einer einjährigen Nutzungsdauer im Jahr der 

Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe vorgenom-

men wird.  

Hinweise: Die o. g. Grundsätze gelten auch für Soft- und 

Hardware, die bei den sog. Überschusseinkünften wie z. B. 

Vermietungseinkünften oder Einkünften aus nichtselbständi-

ger Arbeit eingesetzt wird.  

Alle Steuerzahler 

„Viertes Corona-Steuerhilfegesetz“ 

Der Gesetzgeber plant aufgrund der Corona-Krise weitere 

steuerliche Erleichterungen. Hierzu hat die Bundesregierung 

einen Gesetzentwurf erarbeitet, der u. a. folgende Regelun-

gen vorsieht:  

Erleichterungen für Arbeitnehmer 

Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld sollen nunmehr bis zum 

30.6.2022 steuerfrei sein; bislang wurde die Steuerfreiheit 

bis zum 31.12.2021 gewährt. 

Auch für den Veranlagungszeitraum 2022 sollen Arbeitneh-

mer die sog. Homeoffice-Pauschale geltend machen kön-

nen, wenn sie zu Hause im Homeoffice tätig sind. Die Home-

office-Pauschale beträgt 5 € für jeden vollen Tag, maximal 

600 € jährlich. 

Hinweis: Die Homeoffice-Pauschale wird auch dann ge-

währt, wenn der beruflich genutzte Raum bzw. Raumteil 

nicht die Voraussetzungen eines häuslichen Arbeitszimmers 

erfüllt. Der Arbeitnehmer kann also die Pauschale beantra-

gen, wenn er z. B. nur eine Schreibecke im Wohn- oder 

Schlafzimmer nutzt. Allerdings wird sie nicht zusätzlich zum 

Werbungskostenpauschbetrag gewährt. Aufwendungen für 

Arbeitsmittel und Telefon-/Internetkosten sind durch die 

Homeoffice- Pauschale nicht abgegolten. 

Bonus für Pflegekräfte: Erhält der Arbeitnehmer im Zeit-

raum vom 18.11.2021 bis zum 31.12.2022 eine Sonderleis-

tung zur Anerkennung besonderer Leistungen während der 

Corona-Krise, soll diese Leistung bis zur Höhe von 3.000 € 

steuerfrei sein. Voraussetzung ist, dass die Sonderleistung 

in einer bundes- oder landesrechtlichen Regelung festge-

schrieben ist und dass der Arbeitnehmer in einer bestimmten 

Pflege-Einrichtung tätig ist, z. B. in einem Krankenhaus oder 

einem ambulanten Pflegedienst.  

Hinweis: Bislang gab es eine Steuerfreiheit für coronabe-

dingte Sonderzahlungen in Höhe von bis zu 1.500 € (sog. 

Corona-Bonus). Diese Steuerfreiheit stand jedem Arbeitneh-

mer zu, selbst wenn er eine reine Bürotätigkeit ausübte. 

Erleichterungen für Unternehmer 

Die degressive Abschreibung in Höhe der zweieinhalbfa-

chen linearen Abschreibung, maximal 25 %, auf bewegliche 

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens soll bis zum 

31.12.2022 verlängert werden und daher auch für Wirt-

schaftsgüter in Anspruch genommen werden können, die im 

Jahr 2022 angeschafft oder hergestellt werden. 

Die Investitionsfrist für den Investitionsabzugsbetrag soll 

um ein weiteres Jahr verlängert werden. Dies betrifft Investi-

tionsabzugsbeträge, die ohne Durchführung der Investition 

zum 31.12.2022 rückgängig gemacht werden müssten.  

Auch die Reinvestitionsfrist für die Rücklage von Gewinnen 

aus der Veräußerung bestimmter Wirtschaftsgüter, wie z. B. 

Grundstücke oder Gebäude, soll um ein Jahr verlängert wer-

den. 

Hinweis: Dies betrifft Rücklagen, die an sich am Schluss des 

nach dem 31.12.2021 und vor dem 1.1.2023 endenden Wirt-

schaftsjahres – im Regelfall also am 31.12.2022 – aufzulö-

sen wären. 

Für alle Steuerpflichtigen 

Die zurzeit bis zum Jahr 2021 befristete erweiterte Ver-

lustverrechnung soll bis Ende 2023 verlängert werden, d. h. 

die Möglichkeit, Verluste eines Jahres in ein Vorjahr zurück-

tragen und dort mit Gewinnen zu verrechnen. So soll auch 

für 2022 und 2023 der Höchstbetrag, der in ein Vorjahr zu-

rückgetragen werden kann, von einer Mio. € auf zehn Mio. € 

bzw. – im Fall der Zusammenveranlagung – von zwei Mio. € 

auf zwanzig Mio. € erhöht werden. Darüber hinaus soll der 

Verlustrücktrag ab dem Verlustentstehungsjahr 2022 von ei-

nem auf zwei Jahre erweitert werden. 

Die Fristen für die Abgabe der Steuererklärung für 2020 

sollen für Steuerpflichtige, die ihre Steuerklärung durch ei-

nen Steuerberater erstellen lassen, erneut um drei Monate 

verlängert werden, nunmehr vom 31.5.2022 auf den 

31.8.2022. Insgesamt soll damit die Erklärungsfrist um 

sechs Monate verlängert werden, da bereits vor kurzem eine 

dreimonatige Verlängerung bis zum 31.5.2022 beschlossen 

worden war. 

Hinweis: Auch für den Veranlagungszeitraum 2021 soll die 

Abgabefrist verlängert werden, und zwar um vier Monate für 

steuerlich beratene Steuerpflichtige bzw. um zwei Monate 

für steuerlich nicht beratene Steuerpflichtige. Um vier Mo-

nate soll sich auch der Beginn des Verzinsungszeitraums für 

Nachzahlungs- und Erstattungszinsen verschieben. Für 
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2022 soll die Abgabefrist für steuerlich beratene Steuer-

pflichtige um zwei Monate bzw. für steuerlich nicht beratene 

Steuerpflichtige um einen Monat verlängert werden. 

Weitere Wirtschaftshilfen geplant 

Der Koalitionsausschuss hat sich am 23.2.2022 vor dem 

Hintergrund der stark steigenden Preise für Energie auf zehn 

Entlastungsschritte verständigt, die nun auf den Weg ge-

bracht werden sollen. 

Folgende Maßnahmen sind geplant: 

Wegfall der EEG-Umlage: Angesichts der gestiegenen 

Strompreise für Verbraucher und die Wirtschaft soll die EEG-

Umlage bereits zum 1.7.2022 entfallen. Die Koalition verbin-

det damit die Erwartung, dass die Stromanbieter die sich da-

raus ergebende Entlastung der Endverbraucher in Höhe von 

3,723 ct/kWh in vollem Umfang weitergeben. Die Übertra-

gungsnetzbetreiber sollen verpflichtet werden, die EEG-Um-

lage angesichts veränderter Rahmenbedingungen unterjäh-

rig neu zu berechnen. Die Ausnahmen, die an die EEG-Um-

lage gekoppelt sind, sollen ebenso wie die Ausnahmen von 

den Energiesteuern sowie Kompensationsregeln mit Wir-

kung zum 1.1.2023 überprüft und angepasst werden. 

Erhöhung des Arbeitnehmerpauschbetrages: Um Arbeit-

nehmer zu unterstützen, soll der Arbeitnehmerpauschbetrag 

bei der Einkommensteuer um 200 € auf 1.200 € erhöht wer-

den, rückwirkend ab dem 1.1.2022. 

Erhöhung des Grundfreibetrages: Der Grundfreibetrag bei 

der Einkommensteuer soll von derzeit 9.984 € um 363 € auf 

10.347 € angehoben werden, rückwirkend ab dem 1.1.2022. 

Erhöhung der Fernpendlerpauschale: Die eigentlich am 

1.1.2024 anstehende Erhöhung der Pauschale für Fern-

pendler (ab dem 21. Kilometer) sowie der Mobilitätsprämie 

soll vorgezogen werden. Sie soll damit rückwirkend ab dem 

1.1.2022 38 ct betragen. Die Bundesregierung strebt noch in 

dieser Legislaturperiode eine Neuordnung der Pendlerpau-

schale an, die ökologisch-soziale Belange der Mobilität bes-

ser berücksichtigen soll. 

Einführung eines Coronazuschusses: Erwachsende Bezie-

her von existenzsichernden Leistungen sollen mit einer Ein-

malzahlung in Höhe von 100 € unterstützt werden. Davon 

sollen insbesondere diejenigen profitieren, die Arbeitslosen-

geld II oder Grundsicherung erhalten. 

Sofortzuschlag für von Armut betroffene Kinder: Der im 

Koalitionsvertrag vereinbarte Sofortzuschlag für von Armut 

betroffene Kinder soll zum 1.7.2022 auf den Weg gebracht 

werden. Er soll in Höhe von 20 € pro Monat bis zur Einfüh-

rung der Kindergrundsicherung denjenigen Kindern helfen, 

die besondere finanzielle Unterstützung brauchen. 

Erhöhung des Mindestlohns: Die am 23.2.2022 von der 

Bundesregierung beschlossene Anhebung des Mindest-

lohns auf 12 € brutto ab dem 1.10.2022 soll zügig vom Bun-

destag beschlossen werden. 

Umsetzung der Maßnahmen des Vierten Corona-Steuerhil-

fegesetzes: Das von der Bundesregierung auf den Weg ge-

brachte Vierte Corona-Steuerhilfegesetz soll ebenfalls zügig 

vom Bundestag beschlossen werden. Zu den geplanten Re-

gelungen s. den vorhergehenden Beitrag. 

Verlängerung des Kurzarbeitergeldes: Die zum 31.3.2022 

auslaufenden Sonderreglungen beim Kurzarbeitergeld (s. 

hierzu unsere Mandanten-Information Januar 2022) sollen 

mit gewissen Einschränkungen erneut verlängert werden 

und zwar bis zum 30.6.2022. Damit soll die maximale Be-

zugsdauer für das Kurzarbeitergeld von 24 Monate auf 28 

Monate verlängert werden. 

Die geplanten Regelungen im Einzelnen: 

◼ Die Voraussetzungen für den Zugang zum Kurzarbeiter-

geld sollen herabgesetzt bleiben. 

◼ Auf den Aufbau von Minusstunden soll verzichtet werden. 

◼ Einkommen aus während der Kurzarbeit aufgenommenen 

Minijobs soll nicht auf das Kurzarbeitergeld angerechnet 

werden. 

◼ Ab dem vierten beziehungsweise siebten Bezugsmonat 

sollen erhöhte Leistungssätze gelten. 

◼ Die Sozialversicherungsbeiträge sollen den Arbeitgebern 

nach dem 31.3.2022 zur Hälfte erstattet werden, wenn die 

Kurzarbeit mit Qualifizierung verbunden wird. Eine vollstän-

dige Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge soll in die-

sem Fall nicht mehr möglich sein. 

◼ Ebenfalls sollen, anders als bisher, Leiharbeiter über den 

31.3.2022 hinaus kein Kurzarbeitergeld mehr erhalten. 

Heizkostenzuschuss: Der von der Bundesregierung be-

schlossene einmalige Heizkostenzuschuss für Wohngeldbe-

zieher, Studenten, Schüler sowie Auszubildende mit unter-

stützenden Leistungen soll zügig vom Deutschen Bundestag 

verabschiedet werden. Vor dem Hintergrund stark gestiege-

ner Energiepreise sollen Empfänger von Wohngeld 135 € 

(Wohngeld-Haushalte mit zwei Personen 175 € sowie pro 

weiterem Familienmitglied 35 €) erhalten, Azubis und Stu-

dierende im Bafög-Bezug 115 € pro Person. Der Heizkos-

tenzuschuss soll im Sommer gezahlt werden, wenn in der 

Regel die Heizkosten- oder Nebenkostenabrechnungen an-

stehen. 

Hinweis: Sollten sich Änderungen an den geplanten Rege-

lungen ergeben, werden wir Sie an dieser Stelle hierüber in-

formieren. 

 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im April 2022 

11.4.2022 Umsatzsteuer; Lohnsteuer, Kirchensteuer zur Lohnsteuer, ggf. Solidaritätszuschlag 

Zahlungsschonfrist bis zum 14.4.2022 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

27.4.2022 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 27.4.2022 

Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 25.4.2022 

 


